
Gesetzblatt Teil II Nr. 8 — Ausgabetag: 5. Juli 1989 133

rung, die gegen den Fonds geltend gemacht werden kann, be­
schlagnahmt oder festgehalten wurde oder eine geleistete Si­
cherheit durch Anordnung freigeben. Eine derartige Freigabe 
ist immer anzuordnen, wenn der Beschränkungsfonds errich­
tet worden ist

(a) im Hafen, in dem das Ereignis stattfand oder, falls es 
außerhalb eines Hafens stattfand, im ersten danach an­
gelaufenen Hafen oder

(b) im Ausschiffungshafen bei Forderungen wegen Tod 
und Körperverletzung oder

(c) im Löschhafen bei Ladungsschäden oder

(d) in dem Staat, wo der Arrest erfolgt ist.

3. Die Regeln der Absätze 1 und 2 gelten nur, wenn der 
Gläubiger eine Forderung gegen den Fonds bei dem Gericht, 
das den Fonds verwaltet, geltend machen kann und der Fonds 
für diese Forderung tatsächlich zur Verfügung steht und frei 
transferiert werden kann.

Artikel 14 

Anzuwendendes Recht

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels richten 
sich die Regeln über die Errichtung und Verteilung eines Haf­
tungsfonds sowie aller damit zusammenhängenden Verfah­
rensregeln nach dem Recht des Partnerstaates, in dem der 
Fonds errichtet wird.

KAPITEL IV. GELTUNGSBEREICH

Artikel 15

1. Diese Konvention findet Anwendung, wenn eine der in 
Artikel 1 genannten Personen vor dem Gericht eines Partner­
staates die Beschränkung ihrer Haftung geltend macht oder 
im Hoheitsgebiet dieses Staates die Freigabe eines Schiffes, 
sonstigen Vermögens oder einer geleisteten Sicherheit be­
treibt. Jedoch kann jeder Partnerstaat eine der in Artikel 1 ge­
nannten Personen ganz oder teilweise von der Anwendung 
dieser Konvention ausschließen, wenn diese zum Zeitpunkt, 
zu dem Me sich auf die Bestimmungen der Konvention vor 
den Gerichten dieses Staates beruft, ihren ständigen Aufent­
halt oder Hauptgeschäftssitz nicht in einem Partnerstaat hat 
oder ein Schiff, hinsichtlich dessen das Beschränkungsrecht 
geltend gemacht oder dessen Freigabe betrieben wird, zum 
oben genannten Zeitpunkt nicht die Flagge eines 'Partner­
staates führt.

2. Ein Partnerstaat kann durch besondere Bestimmungen 
im innerstaatlichen Recht das System der Beschränkung der 
Haftung für Schiffe regeln, die

(a) gemäß dem Recht dieses Staates zur Schiffahrt auf Bin­
nenwasserstraßen bestimmt sind;

(b) einen Raumgehalt von weniger als 300 Tonnen haben.

Ein Partnerstaat, der von der in diesem Absatz vorgesehenen 
Möglichkeit Gebrauch macht, informiert den Depositar über 
die im innerstaatlichen Recht festgelegten Haftungshöchstbe­
träge oder über die Tatsache, daß es keine Beschränkung der 
Haftung gibt.

3. Ein Partnerstaat kann durch besondere Bestimmungen 
des innerstaatlichen Rechts das System der Beschränkung der 
Haftung für solche Fälle regeln, durch die die Interessen von 
Personen, die Bürger eines anderen Partnerstaates sind, in 
keiner Weise berührt werden.

4. Diese Konvention ist von den Gerichten eines Partner­
staates nicht auf Schiffe anzuwenden, die für Bohrarbeiten ge­

baut oder umgebaut wurden und für solche Arbeiten einge­
setzt sirid,

(a) wenn dieser Staat in seinem innerstaatlichen Recht 
höhere Haftungsgrenzen als die in Artikel 6 vorgese­
henen festgelegt hat, oder

(b) wenn dieser Staat Mitglied einer internationalen Kon­
vention wird, die die Haftung für solche Schiffe re­
gelt. ' .

Im Falle des Buchstaben (a) hat der Partnerstaat den Deposi­
tar dementsprechend zu informieren.

5. Diese Konvention gilt nicht für:
(a) Luftkissenfahrzeuge;
(b) schwimmende Plattformen, die für die Erforschung und 

Ausbeutung der natürlichen Ressourcen des Meeres­
bodens und Meeresuntergrundes gebaut worden sind.

KAPITEL V. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 16

Unterzeichnung, Ratifikation und Beitritt

1. Diese Konvention liegt vom 1. Februar 1977 bis zum 
31. Dezember 1977 am Sitz der Zwischenstaatlichen Beraten­
den Seeschiffahrtsorganisation*, (nachfolgend als „Organisa­
tion“ bezeichnet), zur Unterzeichnung durch alle Staaten auf 
und steht danach zum Beitritt offen.

2. Alle Staaten können Partner dieser Konvention werden 
durch

(a) Unterzeichnung ohne Vorbehalt der Ratifikation, An­
nahme oder Bestätigung oder

(b) Unterzeichnung vorbehaltlich der Ratifikation, An­
nahme oder Bestätigung und nachfolgende Ratifikation, 
Annahme oder Bestätigung oder

(c) Beitritt.

3. Ratifikation, Annahme, Bestätigung oder Beitritt erfol­
gen durch die Hinterlegung einer entsprechenden Urkunde 
beim Generalsekretär der Organisation (nachfolgend als „Ge­
neralsekretär“ bezeichnet).

Artikel 17 

Inkrafttreten

1. Diese Konvention tritt am ersten Tag dps Monats in 
Kraft, der auf den Ablauf eines Jahres nach dem Zeitpunkt 
folgt, zu dem zwölf Staaten die Konvention entweder ohne 
Vorbehalt der Ratifikation, Annahme oder Bestätigung unter­
zeichnet oder die erforderlichen Ratifikations-, Annahme-, 
Bestätigungs- oder Beitrittsurkunden hinterlegt haben.

2. Für einen Staat, der eine Ratifikations-, Annahme-, Be­
stätigungs- oder Beitrittsurkunde zu dieser Konvention hin­
terlegt oder sie ohne Vorbehalt der Ratifikation, Annahme 
oder Bestätigung unterzeichnet, nachdem die Bedingungen für 
das Inkrafttreten erfüllt sind, jedoch vor dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens, wird die Ratifikation, die Annahme, die Be­
stätigung oder der Beitritt oder die Unterzeichnung ohne Vor­
behalt der Ratifikation, Annahme oder Bestätigung zum Zeit­
punkt des Inkrafttretens der Konvention wirksam oder am 
ersten Tag des Monats, der dem 90. Tag nach dem Zeitpunkt 
der Unterzeichnung oder der Hinterlegung der Urkunde folgt, 
je nachdem welches der spätere Zeitpunkt ist.

3. Für .jeden Staat, der später Partner der Konvention 
wird, tritt die Konvention am ersten Tag des Monats in Kraft,

* seit dem 21. Mal 1982 Internationale Seeschiffahrtsorganisation


